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KURZ KOMMENTIERT

Bundesanstalt für Arbeit

Gravierende Haushaltsprobleme

Mit der 10. Novelle zum Arbeitsförderungsgesefz, die am 
1.1.1993 in Kraft trat, wird die angestrebte Konsolidierung 
des Haushalts der Bundesanstalt für Arbeit unter Wegfall 
des Bundeszuschusses nicht erreicht. Zu den nach wie 
vor hohen Ausgaben in Ostdeutschland kommt nun noch 
ein neuer Mittelbedarf aufgrund konjunkturell steigender 
Arbeitslosenzahlen in Westdeutschland hinzu. Nach der 
jüngsten HWWA-Prognose ist hier 1993 mit 2,15 Mill. Ar­
beitslosen zu rechnen, nach 1,81 Mill. 1992. Das Defizit 
der Bundesanstalt dürfte damit erheblich höher als zu­
nächstgeplant ausfallen, und es wird ein Bundeszuschuß 
von wahrscheinlich über 10 Mrd. DM benötigt.

Ein Ausweg aus der Finanzklemme ist, nachdem mit 
der Konsolidierung allzu lange gewartet wurde, nun 
schwer zu finden. Eine Arbeitsmarktabgabe für Beamte 
und Selbständige, wie sie von Gewerkschaftsseite zur Er­
höhung der Einnahmen immer wieder gefordert wird, 
würde nicht reichen und wäre wahrscheinlich auch ver­
fassungswidrig. Eine Kürzung von Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe, wie sie von Regierungsseite zur Besei­
tigung von Wildwuchs auf der Ausgabenseite vorgeschla­
gen wurde, stößt auf erhebliche soziale Bedenken und 
würde politisch kaum durchsetzbar sein.

Was übrig bleibt und auch sinnvoll erscheint, ist zu­
nächst ein Abwarten, wie sich die Ausgaben in den ersten 
Monaten dieses Jahres entwickeln. Wenn sich die Fi­
nanzlücke erwartungsgemäß beträchtlich vergrößert, 
wird man wohl -  ähnlich wie schon während der letzten 
Rezession Anfang der achtziger Jahre -  um weitere, dann 
schmerzhafte Einschnitte in die kostspieligen Instru­
mente der sogenannten aktiven Arbeitsmarktpolitik wie 
ABM- und Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 
nicht herumkommen. Eine Rezession ist natürlich auch 
dafür nicht gerade der geeignete Zeitpunkt. sp

Soziale Sicherung

Sparvorschläge im Sozialbereich

Ende Dezember hat der Bundesfinanzminister den Län­
dern seine Sparvorschläge im Rahmen der Beratungen 
über das föderale Konsolidierungskonzept vorgelegt. Be­
sonders die dabei vorgesehenen Kürzungen der Sozial­
hilfe um 3% und der Arbeitslosenunterstützung um 3 Pro­
zentpunkte haben bei SPD, Gewerkschaften und Christ­
lich-Demokratischer Arbeitnehmerschaft scharfe Prote­
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ste ausgelöst. Die SPD erklärte, der angestrebte Solidar- 
pakt zur Finanzierung der Einheitslasten sei damit prak­
tisch gescheitert.

Bundeskanzler Kohl rechtfertigt die vorgeschlagenen 
Kürzungen der Sozialhilfe und der Arbeitslosenunterstüt­
zung damit, daß deren Empfänger häufig keinen ausrei­
chenden Anreiz mehr hätten, sich einen Arbeitsplatz zu 
suchen. Tatsächlich sind Arbeiter und Angestellte bislang 
relativ stärker zur Finanzierung der öffentlichen Transfers 
nach Ostdeutschland herangezogen worden als Nichter­
werbstätige. Von daher läßt sich die Vermutung, daß die 
Leistungsanreize gesunken sind, nicht ganz von der 
Hand weisen. Allerdings wäre von den pauschalen Kür­
zungen auch die große Mehrheit derjenigen betroffen, die 
trotz Bemühungen keinen Arbeitsplatz findet.

Daß die Bundesregierung hier dennoch die Soziallei­
stungen pauschal kürzen will, anstatt speziellere Vor­
schläge zum Umbau des Systems der sozialen Siche­
rung in Richtung auf größere Leistungsanreize zu ma­
chen, zeigt daher eher ihre Wertvorstellungen über die 
Einkommensverteilung in unserer Gesellschaft als ein 
Bemühen um soziale Ordnungspolitik. Angesichts der 
unterschiedlichen Heranziehung der verschiedenen Ein­
kommensgruppen bei der Finanzierung der Einheit bleibt 
zu hoffen, daß die Gespräche mit den Ländern zu diffe­
renzierteren Lösungen bei den Sozialleistungen führen 
und insgesamt eine gleichmäßigere Belastung der Be­
völkerung erreicht wird. al

Mikroelektronik

Subventionen für Chips?

W enn sie sich einer übermächtigen ausländischen Kon­
kurrenz gegenübersehen, sind Unternehmen, die sich an­
sonsten stets gegen jeden staatlichen Eingriff in die Wirt­
schaft vehement zur Wehr setzen, sehr schnell mit dem 
Ruf nach staatlicher Industriepolitik bei der Hand. Dies 
gilt insbesondere auch in solchen Branchen, die als 
Schlüsselbereiche für die zukünftige wirtschaftliche Ent­
wicklung gelten.

So wird in einem Memorandum, das von einem Ar­
beitskreis erarbeitet wurde, an dem die großen Halblei­
terunternehmen IBM Deutschland und Siemens, die 
größten Nutzer dieser Technologie, Daimler Benz und 
Bosch, sowie Beamte des Wirtschafts- und des For­
schungsministeriums beteiligt waren, die Schaffung ei­
nes industriepolitischen Gremiums gefordert, das Maß­
nahmen für die Herstellung und Nutzung der Mikroelek­
tronik erarbeiten und empfehlen soll. Gleichzeitig wird die
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Schaffung besserer Rahmenbedingungen für die Herstel­
lung und Nutzung von Chips sowie die Beseitigung von 
Wettbewerbsverzerrungen am internationalen Halbleiter­
markt gefordert. Für den Fall, daß letzteres nicht gelingt, 
wird ein Ausgleich -  sprich Subventionen -  gefordert.

Nun ist nichts dagegen einzuwenden, wenn für einen 
wichtigen Industriebereich günstige Standortbedingun­
gen geschaffen werden. Auch die Förderung der Grund­
lagenforschung -  wegen ihrer externen Effekte weithin 
als staatliche Aufgabe unumstritten -  und die Zusam­
menarbeit von staatlichen Forschungseinrichtungen und 
der Wirtschaft erscheint sinnvoll. Dagegen ist generell zu 
bezweifeln, ob eine nationale Industriepolitik geeignet ist, 
die bestehenden Wettbewerbsvorteile der amerikani­
schen und japanischen Konkurrenz zu beseitigen. Außer­
dem sollten potente Großunternehmen bedenken, daß in 
einer Zeit, in der wegen der steigenden Haushaltsdefizite 
allenthalben die Notwendigkeit der Begrenzung der 
Staatsausgaben und des Abbaus von Subventionen be­
tont wird, die Forderung nach Subventionen absolut nicht 
in die politische Landschaft paßt, wei

Duales System

Fehler außerhalb des Systems

M it Beginn des Jahres 1993 trat die dritte und letzte Stufe 
der Verpackungsverordnung in Kraft. Zu der angedrohten 
Rücknahmepflicht des Handels für Verkaufsverpackun­
gen wird es jedoch nicht kommen. Der Handel baute unter 
dem Druck der Verordnung das Duale System auf, das die 
Einhaltung festgeschriebener Verwertungsquoten sicher­
stellen soll. Diesen Weg hatte der Gesetzgeber ausdrück­
lich als Alternative zur Rücknahmepflicht vorgesehen.

Kritiker der Verordnung argumentierten nun, daß das 
Duale System der Zielsetzung des Abfallgesetzes, „Ver­
meiden vor Verwerten vor Entsorgen“ , zuwiderlaufen 
würde. Der Grüne Punkt auf Verpackungsmaterialien, die 
in diesem System erfaßt werden, führe zu einer Erhöhung 
der Abfallmenge, da die Verbraucher nun mit gutem „grü­
nen“ Gewissen Einwegverpackungen vorzögen. Diese 
Argumentation übersieht aber, daß die Hersteller für alle 
Einwegverpackungen, die den Grünen Punkt tragen, 
Lizenzgebühren entrichten müssen. Von diesen Gebüh­
ren -d ie  sinnvollerweise in Zukunft materialspezifisch ge­
staffelt werden sollen-gehen kosten- bzw. preiswirksame 
Knappheitssignale für Hersteller und Verbraucher aus. 
Über eine Änderung der relativen Verpackungspreise er­
geben sich somit Anreize für Verbraucher und Hersteller, 
stärker als bisher wiederverwendbare Materialien und 
Pfandsysteme nachzufragen.

Der Fehler in der Abfallpolitik liegt nicht im Dualen 
System selbst, sondern darin, daß die Preise nicht die tat­
sächlichen Umweltknappheiten widerspiegeln werden. 
Der Umweltpolitik gelingt es offensichtlich noch nicht, die 
richtigen Knappheiten außerhalb des Systems (z.B. De­
poniegebühren) zu setzen, die dann durch das Duale 
System an Hersteller und Verbraucher weitergegeben 
würden. Hier liegen die Hausaufgaben der künftigen 
Abfallpolitik. kb

CSFR

Preis der Auflösung

Nach mehr als 74 Jahren löste sich Ende des vergange­
nen Jahres fast geräuschlos der gemeinsame Staat der 
Tschechen und Slowaken auf. Quasi über Nacht nahmen 
die internationale Staatengemeinschaft und ihre politi­
schen und ökonomischen Organisationen die Tschechi­
sche Republik und die Slowakische Republik als neue f' ît- 
glieder auf.

Die Enwartung, daß die sanfte, aus nationalistischen Be­
weggründen vollzogene Teilung der CSFR ohne Probleme 
für die beiden Nachfolgestaaten bliebe und insbesondere 
auch keine negativen Wirkungen für den Fortgang der 
Systemtransformation hätte, könnte sich als Trugschluß er­
weisen. Schon bald wird sich zeigen, daß die ökonomisch 
stärkere Tschechische Republik mit ihrer differenzierten 
und relativ gut entwickelten Wirtschaft aus der Teilung als 
Gewinner hervorgeht. Die Tschechische Republik ist nun 
nicht mehr direkt verantwortlich für den strukturschwa­
chen Osten der ehemaligen CSFR. Dies dürfte bei inter­
nationalen Organisationen, Banken und ausländischen 
Investoren die Bonität der Tschechischen Republik noch 
aufwerten. Wenn die Tschechische Republik unter den 
neuen Bedingungen die marktwirtschaftliche Umgestal­
tung mit der gleichen Konsequenz wie bisher vorantreibt, 
ist bald eine Führungsposition unter den ost- und mittel­
europäischen Reformländern wahrscheinlich.

Für die ökonomisch schwächere Slowakische Repub­
lik beinhaltet die Teilung gravierende Probleme. Aufgrund 
der insgesamt ungünstigen Standortbedingungen droht 
der Osten der ehemaligen CSFR zum Armenhaus zu wer­
den. Die marktwirtschaftliche Umgestaltung wird schon 
bald ins Wanken geraten. Stabilisierende Wirkungen, die 
die slowakische Wirtschaft so dringend braucht, sind we­
der von den mit Prag Unterzeichneten Wirtschaftsverträ­
gen noch von der Einbindung an das kürzlich in Krakau 
Unterzeichnete Freihandelsabkommen (CEFTA) zu er­
warten. Die Slowakei wird für die aus politischen Gründen 
betriebene Trennung schon sehr bald einen hohen öko­
nomischen Preis zahlen müssen. ap
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